
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

1. der GKV-Spitzenverband hat auf seiner Website die Website die Technische Anlage 3, 
Version 22 und den Anhang 3 zur TA 1, beide Stand 18.02.2026, für Sonstige 
Leistungserbringer nach § 302 SGB V veröƯentlicht. Sie finden das Dokument unter:  

 

https://www.gkv-
datenaustausch.de/leistungserbringer/sonstige_leistungserbringer/sonstige_leistungser
bringer.jsp 

 

2. Gegenüber verschiedenen Branchenvertretern hatte das 
Bundesgesundheitsministerium (BMG) in internen Gesprächen kürzlich eine neue Frist 
zum E-Rezept für Hilfsmittel genannt, und zwar erst im Jahr 2030 anstatt zum 
01.10.2027. Das BMG bestätigte auf Anfrage entsprechende Überlegungen, den 
Zeitpunkt zur verpflichtenden Einführung der elektronischen Verordnung von 
Hilfsmitteln anpassen und auf den 01.07.2030 festsetzen zu wollen. 

 

Auch zu weiteren relevanten Punkten gab das BMG-Informationen: So bestätigte es, 
dass sich Hilfsmittel-Leistungserbringer freiwillig an die Telematikinfrastruktur (TI) 
anschließen können, wenn sie die erforderlichen technischen Voraussetzungen erfüllen. 
Dies ist vor allem der Besitz einer SMC-B. Die Handwerkskammern und das 
elektronische Gesundheitsberuferegister (eGBR) werden laut BMG voraussichtlich noch 
im Laufe dieses Jahres die Voraussetzungen für die Ausgabe von SMC-Bs an Hilfsmittel-
Leistungserbringer geschaƯen haben. Leistungserbringer, die sich freiwillig an die TI 
anschließen, können dann laut BMG auch KIM, den sicheren E-Mail-Dienst der TI, 
nutzen. 

 

Zur Finanzierung der TI-Anbindung laufen laut BMG derzeit noch Verhandlungen mit dem 
GKV-Spitzenverband; konkrete Zeitpläne gebe es bislang jedoch nicht. Auch vor dem 
Hintergrund, dass Hilfsmittel-Leistungserbringer nicht an die ePA angebunden werden, 
seien zu möglichen alternativen Wegen des Datenaustauschs dem BMG derzeit keine 
Maßnahmen bekannt.  

 

Hintergründe zum E-Rezept für Hilfsmittel:  

In zweiter und dritter Lesung hat der Deutsche Bundestag am 06.11.2025 den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Befugniserweiterung und 



Entbürokratisierung in der Pflege (BEEP) beschlossen. Grundlage war die vom 
Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestags vorgelegte aktuelle 
Beschlussempfehlung zum BEEP. Diese war im Vorfeld mit Spannung erwartet worden, 
da sie für die Hilfsmittel- und Medizinproduktebranche mehrere weitreichende 
Beschlüsse versprach – aufgrund von CDU/CSU und SPD gemeinsam eingebrachten 
Änderungsanträge bezüglich des Anschlusses der Hilfsmittelleistungserbringer an die 
Telematik-Infrastruktur. Die Frist zum Anschluss der Hilfsmittelerbringer an die 
Telematikinfrastruktur wurde verlängert und in § 360 Abs. 8 SGB V die Angabe 
„01.01.2026“ durch „01.10.2027“ ersetzt. Zudem wurde die Notwendigkeit eines 
elektronischen Heilberufs- oder Berufsausweises als ZugriƯsvoraussetzung für 
Hilfsmittelerbringer auf das E-Rezept gestrichen. Die relevante Änderung wird in § 340 
Abs. 5 SGB V neu formuliert. 

 

3.  Die Frage, ob Krankenkassen Verträge zur Versorgung mit Verbandmitteln im 
sogenannten Open-House-Verfahren abschließen dürfen, ist seit Längerem rechtlich 
umstritten. Nun hat das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg festgestellt bzw. 
geurteilt: Leistungserbringern steht auch bei Verbandmitteln – entsprechend den 
Regelungen zu Hilfsmittelverträgen – ein Verhandlungsanspruch zu.  

Seit geraumer Zeit ist umstritten, ob die Krankenkassen berechtigt sind, die Verträge zur 
Versorgung mit Verbandmitteln im Open-House-Verfahren abzuschließen. Aufgrund 
einer Entscheidung des Bundessozialgerichts zu Blutzuckerteststreifen wird davon 
ausgegangen, dass die Verträge über die Versorgung mit Verbandmitteln gemäß den 
gesetzlichen Regularien der Hilfsmittelverträge abgeschlossen werden müssen. Dies 
hätte zur Folge, dass den Leistungserbringern ein Verhandlungsanspruch zur Seite steht, 
der die einseitige Vorgabe von Verträgen in einem Open-House-Verfahren ausschließt. 

 

Das LSG Baden-Württemberg hat nun mit Urteil vom 26.02.2026 (L 5 KR 1918/25) 
bestätigt, dass die Leistungserbringer einen Verhandlungsanspruch entsprechend den 
Hilfsmittelverträgen auch bei Verbandmitteln haben. Da es sich um eine Fragestellung 
von grundsätzlicher Bedeutung handelt, ist davon auszugehen, dass die AOK 
Rheinland/Hamburg nach Vorlage der schriftlichen Urteilsgründe die Revision beim 
Bundessozialgericht einlegen wird. Andere Urteile von Landessozialgerichten gibt es 
bisher zu der Thematik nicht, sodass das Urteil, auch wenn es noch nicht rechtskräftig 
ist, die Position der Leistungserbringer stärkt. 

 


